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EFD Eidgenössisches Finanzdepartement
UVEK Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und

Kommunikation
AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
RK-NR Kommission für Rechtsfragen des Nationalrats
GRECO Staatengruppe gegen Korruption
ESTV Eidgenössische Steuerverwaltung
VOSTRA Vollautomatisches Strafregister
DNA Desoxyribonukleinsäure (engl.: deoxyribonucleic acid)

DFF Département fédéral des finances
DETEC Département fédéral de l'environnement, des transports, de l'énergie et

de la communication
AVS Assurance-vieillesse et survivants
CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national
GRECO Group d'états contre la corruption
AFC Administration fédérale des contributions
VOSTRA Casier judiciaire entièrement informatisé
ADN Acide désoxyribonucléique
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Datenschutz und Statistik

Nachdem der Ständerat als Erstrat im Sommer 2015 über das neue Strafregistergesetz
beraten hatte, war im Frühling 2016 der Nationalrat als Zweitrat an der Reihe. In der RK-
NR gaben vor allem die Komplexität des Gesetzes, der Datenschutz, die Verwendung der
AHV-Nummer zur Identifizierung der Personen, das Unternehmensstrafregister und die
Anpassung des DNA-Profil-Gesetzes Anlass zu Diskussionen. Von der Zweckmässigkeit
der Vorlage dennoch überzeugt, beantragte die Kommissionsmehrheit ihrem Rat
Eintreten. Ein Nichteintretens- und ein Rückweisungsantrag – beide mit der
Begründung, das Gesetz sei zu komplex – fanden jeweils nur in der SVP-Fraktion
Unterstützung und scheiterten klar. Gleich zu Beginn der Detailberatung widmete sich
der Nationalrat dem inhaltlich bedeutsamsten Punkt der Vorlage, dem Strafregister für
Unternehmen. Da sich die kleine Kammer im Vorjahr gegen die Einführung eines
solchen Registers ausgesprochen hatte, forderte eine Minderheit um Margret Kiener
Nellen (sp, BE), diese Bestimmungen wie vom Bundesrat ursprünglich vorgesehen
wieder ins Gesetz aufzunehmen. Sie begründete ihren Antrag damit, dass die
Einführung eines Unternehmensstrafregisters als Mittel zur Korruptionsbekämpfung
ausdrücklich von der Greco empfohlen worden sei. Darüber hinaus sei die Idee auch in
der Vernehmlassung überwiegend positiv aufgenommen worden und werde von
juristischer Seite ebenfalls begrüsst. Obwohl sich auch Bundesrätin Sommaruga noch
einmal klar für das Unternehmensstrafregister ausgesprochen hatte, folgte die
bürgerliche Mehrheit im Nationalrat dem Ständerat und erteilte der Einführung eines
solchen Registers mit 127 zu 55 Stimmen eine klare Absage. Die Personenidentifikation
mittels AHV-Nummer war der SVP-Fraktion ein Dorn im Auge; ihr Sprecher Yves
Nidegger (svp, GE) sah dadurch den Datenschutz gefährdet. Ausserhalb der SVP-
Fraktion teilte jedoch niemand diese Ansicht, wodurch der entsprechende Antrag keine
Mehrheit fand. Demgegenüber wurde mit der Gutheissung eines Minderheitsantrages
Nidegger (svp, GE) mit 86 zu 83 Stimmen die Eintragung von Einstellungsverfügungen in
VOSTRA verhindert. Für die äusserst knappe rechtsbürgerliche Mehrheit standen diese
Strafregistereinträge in Konflikt mit der Unschuldsvermutung. Dasselbe Argument
brachte SVP-Fraktionssprecher Nidegger auch gegen die Registrierung von laufenden
Strafverfahren vor, hier jedoch ohne Erfolg. Das Wissen um laufende Strafverfahren sei
für viele Behörden unverzichtbar, so die Meinung der Ratsmehrheit. Eine neue
Differenz zum Ständerat schuf die grosse Kammer bei den Löschfristen für
Strafregistereinträge. Während der Entwurf des Bundesrates vorgesehen hatte, dass
nur Urteile zu lebenslänglichen Haftstrafen lebenslang im Strafregister verbleiben
sollen, definierte der Nationalrat einen Deliktkatalog aus schweren Verbrechen gegen
Leib und Leben, deren Einträge bis zum Tod des Täters nicht gelöscht werden sollen.
Bundesrätin Sommaruga kritisierte den Katalog als "nicht mit rechtsstaatlichen
Prinzipien vereinbar", was die bürgerliche Mehrheit jedoch nicht umzustimmen
vermochte. Schliesslich entbrannte bei den Änderungen einzelner Normen des DNA-
Profil-Gesetzes eine Debatte um die Löschfristen von DNA-Profilen, ausgelöst durch
einen Minderheitsantrag Rickli (svp, ZH), demzufolge DNA-Daten in bestimmten Fällen
gar nicht mehr gelöscht werden sollten. Ausserhalb des rechtsbürgerlichen Blocks war
man aber der Ansicht, die Beratung des Strafregistergesetzes sei nicht der richtige Ort,
um so weitreichende Grundrechtseinschränkungen sozusagen nebenbei vorzunehmen.
Überdies hatte der Rat zu diesem Thema schon ein Postulat überwiesen, das den
Bundesrat beauftragt, die Löschfristen der DNA-Profile zu evaluieren. Der Antrag wurde
folglich abgelehnt. Bei den übrigen Bestimmungen folgte die grosse Kammer
diskussionslos ihrer Kommission, welche in Differenz zum Ständerat noch einige
Ergänzungen zur Umsetzung der Ausschaffungsinitiative in die Vorlage eingebracht
hatte. In der Gesamtabstimmung wurde die Vorlage mit 150 zu 30 Stimmen aus der SVP-
Fraktion bei einer Enthaltung angenommen. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.03.2016
KARIN FRICK
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Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Für grosses Aufsehen sorgten im Berichtsjahr die unerwartet hohen Steuerausfälle im
Zusammenhang mit der Unternehmenssteuerreform II. Im Februar 2008 hatte das
Stimmvolk diese Vorlage mit einem Ja-Anteil von 50,5% angenommen. 2011 trat das
Kapitaleinlageprinzip in Kraft. Demnach durften Aktiengesellschaften Dividenden
steuerfrei ausschütten, sofern diese formell als Kapitalrückzahlungen galten. Von
besonderer Bedeutung waren Aufgelder, welche die Aktionäre über den
Aktiennennwert hinaus in eine Firma einbezahlt hatten. Die
Unternehmenssteuerreform sah vor, dass solche Agios rückwirkend bis 1997 geltend
gemacht und in Form von Kapitalrückzahlungen erstattet werden konnten. Zum
öffentlichen Thema wurde das Kapitaleinlageprinzip anfangs Jahr, als verschiedene
börsenkotierte Unternehmen ankündigten, steuerfreie Dividenden auf Basis der neuen
Regelung auszurichten. Die Eidgenössische Steuerverwaltung (ESTV) gab anfangs März
bekannt, dass Kapitaleinlagen von gegen 200 Milliarden Franken erfasst worden waren.
Bis Dezember stieg dieser Betrag auf 545 Milliarden Franken. Die Unternehmungen
hatten bis Mitte 2012 Zeit, ihre Reserven aus Kapitaleinlagen anzumelden. Die lange
Rückwirkungszeit des Kapitaleinlageprinzips liess hohe Steuerausfälle erwarten, deren
Tragweite allerdings schwierig zu beziffern war. In der Fragestunde des Nationalrates
vom 14. März teilte Finanzministerin Eveline Widmer-Schlumpf mit, dass für die
kommenden zehn Jahre mit Mindereinnahmen von 4 bis 6 Milliarden Franken zu
rechnen war, wobei jeweils die Hälfte auf das Konto der Einkommens- und der
Verrechnungssteuer ging. Darüber hinaus räumte der Bundesrat Fehler in seiner
Kommunikation ein. So sei das Abstimmungsbüchlein nicht vollständig gewesen.
Dennoch verzichtete die Landesregierung darauf, unmittelbare Korrekturen
vorzunehmen.

Die Gegner der Unternehmenssteuerreform äusserten ihren Unmut über die
Steuerausfälle. Angesichts des knappen Ergebnisses an der Urne fühlten sie sich um
einen Abstimmungssieg geprellt. In einer durch die Ratslinke einberufenen
Sondersession ( Ausserordentliche Session 11.9006) scheiterten jedoch sämtliche
Vorstösse, welche die Rückwirkung des Kapitaleinlageprinzips entweder aufheben oder
korrigieren wollten, am Widerstand der SVP, der FDP und einer Mehrheit der CVP.
Vertreter der SP unternahmen zudem den Versuch, auf juristischem Weg eine
Wiederholung der Abstimmung durchzusetzen. Das Bundesgericht wies entsprechende
Klagen der Nationalräte Margret Kiener-Nellen (sp, BE) und Daniel Jositsch (sp, ZH)
zurück, rügte in seinem Urteil allerdings auch die unvollständige Informationspolitik des
Bundesrats. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.12.2011
LAURENT BERNHARD

Voranschlag

Das dem Parlament vorgelegte Budget 2010 sah bei veranschlagten Ausgaben von
60 668 Mio Fr. und Einnahmen von 58 208 Mio Fr. ein Defizit von 2,4 Mia Fr. vor. Diese
dramatische Verschlechterung gegenüber dem Finanzplan 2010 zeigt vor allem die
Konsequenzen der Rezession. Die Ausgaben nehmen um 2,5% zu, dabei werden auch
2010 die Ausgaben für die soziale Wohlfahrt am meisten wachsen (um 1108 Mio oder
+7,1%), jedoch soll auch in den Aufgabengebieten Bildung und Forschung (+384 Mio
oder +6,7%), Landesverteidigung (+325 Mio oder +7,1%) sowie Verkehr (+183 Mio oder
+2,4%) mehr ausgegeben werden. Die grösste relative Erhöhung ist jedoch im Bereich
Wirtschaft vorgesehen (+162 Mio oder +37,4%), dies ist vor allem auf Ausgaben im
Rahmen der 3. Stufe der Massnahmen zur Stabilisierung der Konjunktur
zurückzuführen. Der Bundesrat rechnete auch mit geringeren Einnahmen als in den
vergangenen Jahren. Sie gehen im Voranschlag gegenüber dem Vorjahr um 1,8 Mia Fr.
bzw. 3,1% zurück. Diese Mindereinnahmen sind vor allem auf geringere Erträge aus der
direkten Bundessteuer (-1185 Mio oder -6,7%) und der Mehrwertsteuer (-980 Mio Fr.
oder -4,6%) zurückzuführen.

Der Ständerat veränderte in seiner Debatte den bundesrätlichen Entwurf nur wenig.
Einzig in zwei Punkten sprach sich der Rat gegen den ursprünglichen Entwurf aus. So
folgte er seiner Finanzkommission, die den Personalaufwand nicht wie der Bundesrat
um 3,5%, sondern um 2,5% erhöhen wollte. Dem Denkmal- und Heimatschutz bewilligte
er statt der vorgesehenen 21 Mio neu 30 Mio Fr.; dies einem Minderheitsantrag Altherr
(fdp, AR) folgend. Weiter wurden zwei Minderheitsanträge abgelehnt, die eine Erhöhung
der Zuwendungen für die Dopingbekämpfung im Sport um 1 Mio Fr. sowie weitere 25

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.12.2009
NATHALIE GIGER
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Mio Fr. für Erdwärmeprojekte gefordert hatten – letzterer scheiterte allerdings nur
knapp mit 19 zu 17 Stimmen. In der Gesamtabstimmung nahm der Ständerat alle
aufgelegten Budgetbeschlüsse einstimmig an.

Zu Beginn der Debatte im Nationalrat lagen drei Minderheitsanträge vor. Die Grüne
Fraktion forderte Rückweisung, mit dem Auftrag an den Bundesrat, dem Parlament
aufzuzeigen, wie die Einnahmeausfälle als Folge der Krise und als Folge der
Parlamentsbeschlüsse zu Familienbesteuerung, Ausgleich der kalten Progression und
Mehrwertsteuer im Rahmen des Voranschlags 2010 bewältigt werden könnten. Auch die
SVP-Fraktion stellte einen Antrag auf Rückweisung, diesmal mit dem Auftrag
ausgabenseitig 1,5 Mia Fr. einzusparen. Beide Rückweisungsanträge wurden deutlich
abgelehnt. Der dritte Minderheitsantrag mit Sprecherin Margret Kiener Nellen (sp, BE),
forderte die Erhöhung des Höchstbetrages der Gesamtausgaben als Folge der Krise.
Auch dieser Antrag fand keine Mehrheit und wurde relativ deutlich abgelehnt. In der
Detailberatung schuf der Nationalrat mehrere Differenzen zum Ständerat. So beschloss
er, am bundesrätlichen Entwurf festzuhalten und den Personalaufwand nicht zu senken.
Eine zweite Differenz entstand mit dem Beschluss, den Posten „Imagekampagne in den
USA“ von Präsenz Schweiz zu streichen. Weiter wurde kein Geld für die Einrichtung
einer zentralen Datenbank im Zusammenhang mit der Einführung der biometrischen
Pässe bewilligt. Auch kürzte der Rat das Budget des EFD um 6 Mio Fr. sowie auch den
Beratungsaufwand des UVEK. Der Nationalrat sprach sich umgekehrt für die Erhöhung
der Mittel der Anti-Doping Stiftung und des Alpinen Museums aus sowie für die
Förderung der Fernwärme mit 25 Mio Fr. In der Gesamtabstimmung nahm der
Nationalrat alle Budgetbeschlüsse an, den Voranschlag 2010 mit 181 zu 7 Stimmen.

Damit ging die Vorlage in die Differenzbereinigung. Hier setzte sich der Nationalrat bei
der zusätzlichen Million für die Anti-Doping Agentur, der zusätzlichen Förderung der
Fernwärme, der Unterstützung des Schweizerischen Alpinen Museums Bern mit
520'000 Fr. sowie der Kürzungen bei der Einführung des biometrischen Passes, der
Gelder für Präsenz Schweiz sowie der Beratungshonorare im UVEK durch. Der Ständerat
konnte sich bei der Kürzung des Personalaufwandes des Bundes durchsetzen. 3

Im Differenzbereinigungsverfahren zum Nachtrag I zum Voranschlag 2017 hielten
sowohl National- als auch Ständerat bis zum Schluss an ihren Entschlüssen fest. Für die
zwei verbliebenen Differenzen wurde entsprechend eine Einigungskonferenz
einberufen, die einen Verzicht auf beide Budgetkürzungen beantragte: Mit 15 zu 8
Stimmen sprach sie sich gegen die Kürzungen bei der Bundesanwaltschaft aus,
einstimmig wurden die Kürzungen beim FISCAL-IT-Projekt abgelehnt. Die
Einigungskonferenz folgte somit in beiden Differenzen dem Ständerat, der dem
Vorschlag entsprechend auch mit 41 zu einer Stimme (keine Enthaltung) zustimmte. Im
Nationalrat äusserte Thomas Aeschi (svp, ZG) als Sprecher der Minderheit der
Einigungskonferenz seine Enttäuschung darüber, dass der Ständerat dem Nationalrat
trotz dessen Einlenken beim FISCAL-IT-Projekt bei den Kürzungen bei der
Bundesanwaltschaft nicht entgegengekommen ist. Margaret Kiener Nellen (sp, BE)
betonte hingegen noch einmal die Wichtigkeit der Bundesanwaltschaft im
internationalen Kontext und in der Terrorismusbekämpfung und bat entsprechend um
Annahme des Vorschlags. Dennoch blieb der Nationalrat bei seiner ursprünglichen
Position und lehnte den Antrag der Einigungskonferenz mit 100 zu 90 Stimmen (keine
Enthaltungen) ab. Da bei Budgetfragen bei Uneinigkeit jeweils der tiefere Betrag zur
Anwendung kommt, setzte sich somit der Nationalrat durch. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.06.2017
ANJA HEIDELBERGER
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